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Gesetz zur
Informationsfreiheit FDP begrüßt Verschiebung:

„So wird es noch spannender“

STUTTGART. Eigentlich wäre es
am kommenden Mittwoch im
Landtag zur zweiten Lesung des
von der FDP eingebrachten Infor-
mationsfreiheitsgesetzes gekom-
men. Doch dann entschieden sich
die Mitglieder des Innenausschus-
ses, eine Sitzung zu verschieben,
die für diesen Mittwoch geplant
war. Sie muss vor der zweiten Le-
sung stattfinden. Nun werden die
Abgeordneten wohl Mitte Juni über
das Gesetz abstimmen.

Erneut greift die FDP
ein grün-rotes Thema auf

Ulrich Goll (FDP) ist es recht: „Dann
wird es doch noch spannender.“
Schon bei der Einbringung am 20.
März im Landtag hatte der ehemali-
ge Justizminister, an die Regie-
rungsfraktionen gewandt, gesagt:
„Ich bin gespannt, mit welchen
Ausreden Sie die Gesetzesinitiative
diesmal ablehnen.“

Ähnlich wie bei ihrer Initiative
zur Direktwahl der Landräte greift
die FDP ein Thema auf, das sich ei-
gentlich Grün-Rot auf die Fahnen
geschrieben hatte. Im Koalitions-
vertrag von 2011 heißt es: „In einem
umfassenden Informationsfrei-
heitsgesetz werden wir gesetzliche
Regelungen treffen, damit Bürge-
rinnen und Bürger unter Beachtung
des Datenschutzes grundsätzlich
freien Zugang zu den bei den öf-

fentlichen Verwaltungen vorhan-
denen Informationen haben.“

Seither ist wenig passiert – von
Absichtserklärungen einmal abge-

sehen. Im September 2012 kündig-
te der parlamentarische Geschäfts-
führer der Grünen, Hans-Ulrich
Sckerl, laut Stuttgarter Zeitung ei-

nen Gesetzentwurf für die erste Jah-
reshälfte 2013 an. Davon ist nun
nicht mehr die Rede. Man wolle bis
Jahresende Eckpunkte präsentie-
ren, sagte Andreas Schanz, Spre-
cher des Innenministeriums, in die-
ser Woche dem Staatsanzeiger.

Innenminister Reinhold Gall
(SPD) hatte in der Landtagsdebatte
im März immerhin einen Gesetz-
entwurf für 2013 versprochen – also
mehr als bloß Eckpunkte. Darin
sollten die Ergebnisse einer Evalu-
ierung des Bundesgesetzes einflie-
ßen, das 2005 noch unter Rot-Grün
verabschiedet wurde. Geklärt wer-
den sollen unter anderem die Kos-
ten, die auf die öffentliche Verwal-

tung zukommen. Dies wiederum
wird von den Gebühren abhängen,
die die Bürger für eine Auskunft be-
zahlen müssen.

Dass man sich die Arbeit auch er-
leichtern kann, zeigt der Gesetzent-
wurf der FDP. Er enthält einen Ver-
weis auf das Bundesgesetz „in der
jeweils geltenden Fassung“. Sprich,
wenn der Bund sein Gesetz überar-
beitet, gilt dies auch für das Land.
Entsprechend schlank fällt der
FDP-Gesetzentwurf aus: Sechs Pa-
ragrafen auf nicht einmal zwei
Schreibmaschinenseiten.

Christdemokraten gegen
Ausweitung von Auskunftsanspruch

So einfach haben es sich die Piraten
nicht gemacht, wie sie bei einer
Pressekonferenz in Stuttgart deut-
lich machten. Auf acht Seiten haben
sie akribisch notiert, wer Anspruch
auf eine Auskunft hat und unter
welchen Umständen diese ihm ver-
weigert werden darf. Die FDP ist
nach Ansicht der Piraten „zu kurz
gesprungen“. Das Bundesgesetz
von 2005 werde von Ländergeset-
zen, die danach verabschiedet wur-
den, in den Schatten gestellt. Be-
sonders gut sei Hamburg.

Die Piraten im Südwesten haben
sich an einem Gesetzentwurf aus
Bayern orientiert, der bislang an der
CSU scheitert – ähnlich wie die
Christdemokraten in Baden-Würt-
temberg lehnen sie eine Umkeh-
rung der bislang in beiden Bundes-
ländern geltenden Gesetzeslage ab.
Danach haben Bürger in der Regel
keinen Auskunftsanspruch gegen-
über Behörden; Ausnahmen sind
gesetzlich zu regeln.

Sollte es nicht zu einem Gesetz
kommen, empfehlen die Piraten
den Kommunen im Übrigen, eige-
ne Informationsfreiheitssatzungen
aufzustellen. In vielen bayerischen
Städten – etwa München – sei dies
bereits geschehen.

Kommentar auf Seite 2.

Fünf von 16 Bundesländern
haben noch kein Informations-
freiheitsgesetz. Darunter ist Ba-
den-Württemberg. Grün-Rot
wollte dies eigentlich ändern.
Doch bislang ist noch kein Ge-
setzentwurf der Landesregie-
rung in Sicht. Anders FDP und
Piraten: Sie haben eigene Ge-
setzentwürfe präsentiert.

Von Michael Schwarz

Der ehemalige Justizminister Ulrich Goll (FDP) hat am 20. März den Entwurf für ein Informationsfreiheitsfreiheitgesetz in den Landtag
eingebracht. Die zweite, abschließende Lesung dürfte Mitte Juni stattfinden. FOTO: DPA
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Hintergrund

Hochschulen
für Verwaltung
1973 wurden die beiden Verwal-
tungshochschulen gegründet. 40
Jahre später ziehen ihre Rektoren,
Claudia Stöckle aus Ludwigsburg
und Paul Witt aus Kehl, eine positive
Bilanz. Sie sehen aber auch Proble-
me, etwa beim Frauenanteil und der
Umstellung von Diplom auf Bache-
lor und Master. Seite 3

Wirtschaft

Baumaschinenmesse
mit Superlativen
In einem Pavillon auf der Fläche von
zwei Fußballfeldern präsentiert sich
der Baumaschinenhersteller Lieb-
herr auf der Bauma in München.
Das Treffen ist ein Gradmesser der
Branche. Auch andere Anbieter aus
Baden-Württemberg wollen auf
dem Weltmarkt punkten. Seite 7

Kreis & Kommune

Autofahrer stellen
sich quer
Auf einer Begegnungsstraße fehlen
die Bordsteine. Autos, Fußgänger
und Radfahrer sollen sich den Stra-
ßenraum gleichberechtigt teilen. In
Stuttgart wurde die Tübinger Straße
entsprechend neu gestaltet. Doch
wildes Parken schmälert den Erfolg
des von Experten so genannten Sha-
red-Space-Konzepts. Seite 10

Gesundheitsförderung

Interview mit
Ministerin Altpeter
Vergangenen Oktober wurde der
Gesundheitsdialog Baden-Würt-
temberg gestartet. Was das Neue da-
ran ist, wie sie die Kommunen dafür
begeistern will und wo die Grenzen
für den Dialog liegen, erläutert Sozi-
alministerin Katrin Altpeter (SPD)
im Gespräch. Seite 14

Beilage

Der Gesamtauflage des Staatsanzei-
gers liegt in dieser Ausgabe die Son-
derbeilage zur „Frühkindlichen Bil-
dung“ bei.

mationsanspruch gehabt. Das Gesetz, so
der Pirat, hätte seinen Zweck schon er-
füllt, wenn die Behörden Unterlagen
freiwillig ins Internet stellen würden. Bei
den Piraten sei Transparenz schon heute
selbstverständlich. Protokolle würden
schon während den Sitzungen online
veröffentlicht.

Piraten: Mit Gesetz wäre Streit um Stuttgart 21 nie so eskaliert

Nach Ansicht von Sven Krohlas, der für
die Piraten für den Bundestag kandi-
diert, müssten die Grünen „ein ganz gro-
ßes Interesse“ an einem Informations-
freiheitsgesetz haben. Konflikte wie je-
ner um Stuttgart 21 wären nie so eska-
liert, hätten die Bürger bereits in der Ver-
gangenheit einen umfassenden Infor-

G 8 oder G 9: FDP fordert
Wahlfreiheit für Schulen
Kultusministerium weist Vorschlag zurück

STUTTGART. Die FDP will, dass
Gymnasien künftig wählen kön-
nen, ob sie acht- oder neunjähri-
ge Züge einrichten. Das forderten
der Fraktionsvorsitzende Hans-
Ulrich Rülke und der bildungspo-
litische Sprecher Timm Kern am
Donnerstag in Stuttgart.

Einige Schulen könnten kaum
achtjährige Eingangsklassen bil-
den. Grund dafür seien Nachbar-
gymnasien, die am G 9-Schulver-
such teilnehmen. Diese seien
überlaufen. Die FDP schlägt vor,
dass alle Gymnasien die gleiche
Zahl von Jahreswochenstunden
erhalten und entscheiden kön-
nen, ob sie diese auf acht oder
neun Jahre verteilen. Um Rechts-
sicherheit zu schaffen, solle dies
im Schulgesetz geregelt werden.
Der G 9-Schulversuch solle aus-
laufen und in ein neunjähriges
Gymnasium ohne zusätzliche
Ressourcen überführt werden.

Kultusminister Andreas Stoch
(SPD) wies den Vorschlag als un-
realistisch zurück: Würde dieser
umgesetzt, hätten G 9-Schüler
wie G 8-Schüler 194 Jahreswo-
chenstunden Unterricht. Doch
G 9 bedeute ein Schuljahr mehr,
sagt er. Es müssten deshalb rund
30 Stunden für die Klasse elf abge-
zogen werden. Der Vergleich für
die Klassen fünf bis zehn ergebe
dann: Schüler an Realschulen
hätten 183 Stunden, an Werkreal-
schulen 198 Stunden und an
G 9-Gymnasien 164. Dies würde
dazu führen, dass sie rechnerisch
einen Tag unterrichtsfrei pro Wo-
che bei vier Schultagen mit sechs
Unterrichtsstunden hätten – bis
einschließlich Klasse sieben.

„Also, wir wundern uns sowie-
so häufig über die bildungspoliti-
schen Ansätze der FDP: Aber das
schlägt wirklich dem Fass den Bo-
den aus“, sagte der Minister. (jer)

Schmid will Frauenquote
über Bundesrat erreichen
Frauenquote von zunächst 20 Prozent vorgesehen

STUTTGART. Der Wirtschaftsmi-
nister von Baden-Württemberg,
Nils Schmid (SPD), hat kurz vor ei-
ner Abstimmung im Bundestag
über eine Frauenquote in Auf-
sichtsräten von Unternehmen für
einen entsprechenden Gesetzes-
antrag des Bundesrats plädiert.
„Bei den jetzigen Steigerungsraten
beim Anteil in Führungspositio-
nen müssten Frauen noch etwa 40
Jahre auf eine annähernde Gleich-
stellung in diesem Bereich war-
ten“, sagte Schmid unter Berufung
auf Zahlen der EU-Kommission.

Daher brauche es eine gesetzli-
che Mindestquote. „Noch nie gab
es in unserem Land so viele gut
ausgebildete und hoch motivierte
Frauen wie heute.“ Auf diese kön-
ne die Wirtschaft nicht verzichten.

Dem Bundestag lagen zur Ab-
stimmung an diesem Donnerstag
Anträge aus dem Bundesrat und
von der Opposition vor. Diese hat-

te sich Chancen ausgerechnet,
dass der weichere Gesetzentwurf
mit Unterstützung von Frauen aus
der CDU/CSU-Fraktion ange-
nommen werden könnte. Er sieht
eine Quote von 20 Prozent ab 2018
und 40 Prozent bis 2023 vor. Nach
dem Antrag des Bundesrats soll ab
2018 eine verbindliche Quote von
zunächst 20 Prozent und später 40
Prozent von Frauen in Aufsichts-
räten eingeführt werden. (lsw/sta)

CDU-Fraktion steht
Nationalpark
positiv gegenüber
STUTTGART. Während die FDP
einen Nationalpark im Nord-
schwarzwald ablehnt, steht die
CDU-Landtagsfraktion dem Pro-
jekt grundsätzlich positiv gegen-
über. Voraussetzung sei, dass die
Menschen in der betroffenen Re-
gion umfassend und intensiv in-
formiert und auch entsprechend
in den Gesetzgebungsprozess ein-
gebunden würden. „Fragen gibt es
aus unserer Sicht auch nach den
Gutachten noch einige. So zum
Beispiel zu den Kosten eines Na-
tionalparks“, sagte der natur-
schutzpolitische Sprecher der
Fraktion, Patrick Rapp.

Das Gutachten, das vergangene
Woche vorgestellt wurde, wird
derzeit vor Ort diskutiert. An die-
sem Mittwoch stellte sich Minis-
terpräsident Winfried Kretsch-
mann (Grüne) in Baiersbronn
(Kreis Freudenstadt) den Bürgern.
Bei Veranstaltungen in der Region
gab es zum Teil heftige Proteste ge-
gen den Nationalpark. (schl)


